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Änderungsantrag 1 

Steeve Briois 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0138/2018 

Marc Joulaud 

Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts in der EU 

2017/2279(INI) 

Alternativer Entschließungsantrag (Artikel 170 Absatz 3 der Geschäftsordnung) zu dem 

nichtlegislativen Entschließungsantrag A8–0138/2018 

 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Stärkung des wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalts in der EU 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Siebten Bericht der Kommission vom 9. Oktober 2017 über den 

wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt mit dem Titel „Meine 

Region, mein Europa, unsere Zukunft: Siebter Bericht über den wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt“ (COM(2017)0583), 

– gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung, 

A. in der Erwägung, dass die Finanzierungen der Union lediglich an dimensionale 

Parameter und nicht an die makroökonomischen Grundlagendaten geknüpft sind und 

der Bewältigung struktureller anstelle kurzfristiger Probleme dienen sollen und daher 

keinen wirksamen Schutz vor negativen Schocks, wie durch die Finanzkrise der Jahre 

2007 und 2008 ausgelöste Schocks, bieten können; 

B. in der Erwägung, dass die Mittel der Union zwar dazu bestimmt sind, Ungleichgewichte 

zwischen den Mitgliedstaaten auszugleichen, sie aber in der Praxis diese 

Ungleichgewichte verstärken, da die Finanzierung von den beiden Grundsätzen der 

Kofinanzierung und der Konditionalität abhängt; in der Erwägung, dass die 

Unionsfinanzierung daher ein besonders arglistiges Mittel ist, mit der die EU die 

Ausgabenpolitik der Mitgliedstaaten kontrolliert; 

1. weist erneut darauf hin, dass unter keinen Umständen die Umsiedlung von Immigranten 

als eine akzeptable Lösung für die demografischen Probleme in Europa angesehen 

werden kann; 

2. stellt fest, dass die Sparmaßnahmen, die zwangsweise Einführung der gemeinsamen 

Währung und die durch die Verträge auferlegten wirtschaftlichen Zwänge eine 

Destabilisierung der Wirtschaft der Mitgliedstaaten und der Euro-Währungsgebiets zur 

Folge hatten und zum Zusammenbruch der einheimischen Nachfrage, dem Anstieg der 

Arbeitslosenquoten und einer explosionsartigen Zunahme der sozialen Ungleichheiten 
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geführt haben; 

3. stellt, dass die lange Wirtschafts- und Finanzkrise in Europa die Grenzen des 

Steuerungsrahmens der Union und die Ineffizienz des Europäischen Semesters 

aufgezeigt hat, das mittels der länderspezifischen Empfehlungen eine asymmetrische 

und willkürliche Vorgehensweise mit Blick auf die Vorschriften über die 

wirtschaftspolitische Steuerung begünstigt; 

4. lehnt den Mechanismus der makroökonomischen Konditionalität entschieden ab, der 

den Erhalt von Kohäsionsmitteln davon abhängig macht, ob die Vorschriften der EU zur 

wirtschaftspolitischen Steuerung eingehalten werden; 

5. hebt hervor, dass die ESI-Fonds nicht für den Empfang von Immigranten aufgewendet 

werden sollten; 

6. weist erneut darauf hin, dass die verwaltungstechnische Komplexität der 

Bewilligungskriterien für EU-Mittel zu einer Verringerung der Inanspruchnahme 

beiträgt und dass diese Vorschriften im Interesse der lokalen Behörden, der KMU und 

sonstiger Projektträger unbedingt vereinfacht werden müssen; 

7. vertritt die Ansicht, dass Bildung, Stadt- und Raumplanungspolitik sowie 

Familienpolitik in die ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen und 

keine EU-Rechtsvorschrift das Subsidiaritätsprinzip verletzen darf; 

8. betont, dass die für die Finanzierung der Kommunikation der EU bereitgestellten Mittel 

im selben Umfang erneut eingeplant werden sollten, damit der effektive Beitrag aus 

EU-Mitteln maximiert wird; 

9. weist darauf hin, dass die Vervielfachung der makroregionalen Strategien 

verständlicherweise dazu führen könnte, dass sich die Komplexität der territorialen 

Verwaltung erhöht und die unzureichende Haushaltsführung zulasten der Empfänger 

von EU-Mitteln verschärft; 

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 

übermitteln. 

Or. en 

 


